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Personenbeförderungsgesetz (PBefG) und Gesetz über die Umweltverträg-

lichkeitsprüfung (UVPG)  

Stadtwerke München GmbH 

Neubau der Straßenbahnstrecke Tram-Westtangente in München 

Planfeststellungsverfahren nach § 28 PBefG mit integrierter Umweltverträg-

lichkeitsprüfung 

Planfeststellungsabschnitt 1 vom Romanplatz bis zur Wendeschleife Wald-

friedhof 

Änderungsantrag vom 26.01.2024 zum Planfeststellungsbeschluss vom 

04.09.2023 in der Fassung des Berichtigungsbescheids vom 09.02.2024, 

des Änderungsplanfeststellungsbeschlusses vom 28.02.2024 und der Än-

derungsbescheide vom 23.05., 13.06. und 31.07.2024 sowie der Ände-

rungsplanfeststellungsbeschlüsse vom 08.11.2024 und 28.01.2025 und der 

Änderungsbescheide vom 03.03. und 27.05.2025 gem. Art. 76 Abs. 2 des 

Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) – Tektur D Ab-

schnitt 2 Teil 2: Neufassung der Nebenbestimmung 2.2.1 zur Inbetriebnah-

mevoraussetzung der Haltestelle Laim Bahnhof einschließlich geringfügi-

ger Änderung der Bauwerkspläne und Genehmigung der Interimshaltestelle 

Ammerseestraße 

 

Anlage:  

neu einzufügende Planunterlagen  

1.3d2 Erläuterungsbericht Tektur d Teil 2 Stand 11.10.2024 Seiten 2-4, 6-8, 23-

26, 31 und 35-36 mit handschriftlichen Streichungen der Planfeststellungsbehör-

de 

3.12a.1d Lageplan und Querschnitt Interimshaltestelle Ammerseestraße M 

1:100/1:250 
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6.10.1d Umweltverbundröhre Laim, Zugangsbauwerk Ost, Zugangstreppe 

zum Bahnsteig B, Bauwerksübersichtsplan Über- und Unterbauten M 1:100/1:200 

Tektur D 

6.10.2d Umweltverbundröhre Laim, Zugangsbauwerk Ost, Zugangstreppe 

zum Bahnsteig B, Bauwerksübersichtsplan Längs- und Querschnitte M 1:100 Tektur D 

11.2.1d Verkehrstechnische Untersuchung Dimensionierung Station Laim Zugang Umweltver-

bundröhre Bahnsteig B 

Kostenrechnung 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren der Stadtwerke München GmbH, 

 

die Regierung von Oberbayern erlässt folgenden Änderungsbescheid: 

 

1. Der durch Planfeststellungsbeschluss vom 04.09.2023 in der Fassung des Berichti-

gungsbescheids vom 09.02.2024, des Änderungsplanfeststellungsbeschlusses vom 

28.02.2024 und der Änderungsbescheide vom 23.05., 13.06. und 31.07.2024 sowie 

der Änderungsplanfeststellungsbeschlüsse vom 08.11.2024 und 28.01.2025 und der 

Änderungsbescheide vom 03.03. und 27.05.2025 festgestellte Plan der Stadtwerke 

München GmbH für den Neubau der Straßenbahnstrecke Tram-Westtangente - Plan-

feststellungsabschnitt 1 vom Romanplatz bis einschließlich der Wendeschleife am 

Waldfriedhof - wird auf deren Antrag vom 23.01.2025 hin, der die Neufassung der 

Nebenbestimmung 2.2.1 zur Inbetriebnahmevoraussetzung der Haltestelle Laim 

Bahnhof einschließlich geringfügiger Änderung der Bauwerkspläne und die Ge-

nehmigung der Interimshaltestelle Ammerseestraße betrifft, wie nachfolgend be-

schrieben geändert: 

Der geänderte festgestellte Plan umfasst nunmehr zusätzlich folgende Unterlagen: 

1.3d2 Erläuterungsbericht Tektur d Teil 2 Stand 11.10.2024 Seiten 2-4, 6-8, 23-26, 31 

und 35-36 mit handschriftlichen Streichungen der Planfeststellungsbehörde 

3.12a.1d Lageplan und Querschnitt Interimshaltestelle Ammerseestraße M 

1:100/1:250 

6.10.1d Umweltverbundröhre Laim, Zugangsbauwerk Ost, Zugangstreppe 

zum Bahnsteig B, Bauwerksübersichtsplan Über- und Unterbauten M 1:100/1:200 

Tektur D 

6.10.2d Umweltverbundröhre Laim, Zugangsbauwerk Ost, Zugangstreppe 

zum Bahnsteig B, Bauwerksübersichtsplan Längs- und Querschnitte M 1:100 Tektur 

D 

11.2.1d Verkehrstechnische Untersuchung Dimensionierung Station Laim Zugang 

Umweltverbundröhre Bahnsteig B 

 

Die im Planfeststellungsbeschluss vom 04.09.2023 in der Fassung des Berichti-

gungsbescheids vom 09.02.2024, des Änderungsplanfeststellungsbeschlusses vom  

28.02.2024 und der Änderungsbescheide vom 23.05., 03.06. und 31.07.2024 sowie  

der Änderungsplanfeststellungsbeschlüsse vom 08.11.2024 und 28.01.2025 und der 

Änderungsbescheide vom 03.03. und 27.05.2025 aufgeführten Unterlagen 

6.10.1 Tektur zur Umweltverbundröhre Laim, Zugangsbauwerk Ost, Zugangstreppe 

zum Bahnsteig B, Bauwerksübersichtsplan Über- und Unterbauten 1:100/1:200 
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Tektur A und 

6.10.2 Tektur zur Umweltverbundröhre Laim, Zugangsbauwerk Ost, Zugangstreppe 

zum Bahnsteig B, Bauwerksübersichtsplan Längs- und Querschnitte 1:100 

Tektur A 

sind nicht mehr Bestandteil des Planfeststellungsbeschlusses. 

 

2. Die Nebenbestimmung 2.2.11 des Planfeststellungsbeschlusses vom 04.09.2023 

wird wie folgt neu gefasst: 

Die zur Aufnahme der zusätzlichen Personenströme vorgesehene Zusatztreppe vom 

Zugangsbauwerk Ost der Umweltverbundröhre zum stadteinwärtigen Bahnsteig B 

des S-Bahnhofs Laim, die ebenfalls Bestandteil dieser Planfeststellung ist, ist bis 

spätestens 5 Jahre nach Aufnahme des Straßenbahnbetriebes in der Umweltver-

bundröhre Laim, jedenfalls aber vor Inbetriebnahme der zweiten S-Bahn-

Stammstrecke zu errichten und in Betrieb zu nehmen. 

 

3. Soweit technisch möglich und mit den Anforderungen der Verordnung über den 

Bau und Betrieb der Straßenbahnen (BOStrab) vereinbar, sollen an der Interimshal-

testelle Ammerseestraße zusätzlich Wetterschutz- und Sitzmöglichkeiten angeboten 

werden. 

 

4. Hinsichtlich sämtlicher Fassadenpunkte an der Südfassade der Anwesen Schulmei-

erweg 2 und Reindlstraße 67 und 69, die gemäß Nebenbestimmung 2.5.1 des Plan-

feststellungsbeschlusses vom 04.09.2023 Anspruch auf passiven Schallschutz ha-

ben, ist sicherzustellen, dass der passive Schallschutz für diese Fassadenpunkte 

bereits vor Aufnahme der ersten Nutzung der Interimshaltestelle Ammerseestraße 

von den Anspruchsberechtigten realisiert werden kann.  

 

5.  Im Übrigen gelten die im Planfeststellungsbeschluss vom 04.09.2023 in der Fas-

sung des Berichtigungsbescheids vom 09.02.2024, des Änderungsplanfeststel-

lungsbeschlusses vom 28.02.2024 und der Änderungsbescheide vom 23.05., 13.06. 

und 31.07.2024 sowie der Änderungsplanfeststellungsbeschlüsse vom 08.11.2024 

und 28.01.2025 und der Änderungsbescheide vom 03.03. und 27.05.2025 verfügten 

Regelungen und Nebenbestimmungen zum Planfeststellungsbeschluss und zur 

wasserrechtlichen Erlaubnis einschließlich des im Planfeststellungsbeschluss vom 

04.09.2023 unter Nr. 5 festgesetzten Nebenbestimmungsvorbehalts unverändert 

weiter. 

 

6.  Die Stadtwerke München GmbH hat die Kosten dieses Änderungsbescheids zu tra-

gen. Für diesen Bescheid wird eine Gebühr in Höhe von 375,- € festgesetzt. Die Aus-

lagen für Postzustellungen betragen 2,32 €. Somit sind aufgrund dieses Bescheids 

insgesamt 377,32 € zu entrichten.  

 

   

Gründe: 

 

 

A. Zuständigkeit 
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Die Zuständigkeit der Regierung von Oberbayern zum Erlass dieses Bescheides ergibt sich aus 

§§ 11, 28, 29 Abs. 1 PBefG i. V. m. Art. 76 BayVwVfG und § 15 Abs. 2 Nr. 2 der Zuständigkeits-

verordnung (ZustV). Die personenbeförderungsrechtliche Planfeststellung macht nahezu alle 

nach anderen Rechtsvorschriften notwendigen öffentlich-rechtlichen Genehmigungen, Verleihun-

gen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Eignungsfeststellungen und Zustimmungen entbehrlich gem. 

Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG.  

 

 

B. Verfahren 

 

1. Die Stadtwerke München GmbH, im Folgenden Antragstellerin genannt, beantragte mit Schrei-

ben vom 23.01.2025, eingegangen bei der Regierung von Oberbayern am 10.02.2025, den mit 

Planfeststellungsbeschluss vom 04.09.2023, der von der Regierung von Oberbayern mit Be-

scheid vom 09.02.2024 von Amts wegen berichtigt und mittlerweile durch Änderungsplanfeststel-

lungsbeschluss vom 28.02.2024 und Änderungsbescheide vom 23.05., 13.06. und 31.07.2024 

sowie Änderungsplanfeststellungsbeschlüsse vom 08.11.2024 und 28.01.2025 und Änderungs-

bescheide vom 03.03. und 27.05.2025 geändert wurde, festgestellten Plan über den Neubau der 

Straßenbahnstrecke Tram-Westtangente – Planfeststellungsabschnitt 1 vom Romanplatz bis ein-

schließlich der Wendeschleife am Waldfriedhof - zu ändern. Gegenstand des Änderungsantrags 

vom 23.01.2025 – Tektur D – waren unter anderem die Neufassung der Nebenbestimmung 2.2.1 

zur Inbetriebnahmevoraussetzung der Haltestelle Laim Bahnhof einschließlich geringfügiger Än-

derung der Bauwerkspläne und die Genehmigung der Interimshaltestelle Ammerseestraße. 

 

2. Die Regierung von Oberbayern hörte zum Änderungsantrag verschiedene in ihrem Aufgaben-

bereich betroffene Behörden, unter anderem die Landeshauptstadt München und das Eisenbahn-

Bundesamt, an und beteiligte hausintern unter anderem die technische Aufsichtsbehörde. Die 

beteiligten Institutionen äußerten sich zum Tekturantrag. Die Regierung von Oberbayern leitete 

die Äußerungen an die Antragstellerin weiter und bat sie, ihrerseits hierzu Stellung zu nehmen.  

 

3. Zusätzlich wurde unter anderem die durch die Änderung der Bauwerkspläne im Bereich der 

Haltestelle Laim Bahnhof in geänderter Weise grundstücksbetroffene private Gesellschaft Deut-

sche Bahn (DB) AG – DB Immobilien Region Süd – unter Übersendung der Planunterlagen von 

der Planänderung informiert und es wurde ihr gemäß § 29 Abs. 1a PBefG i. V. m. Art. 73 Abs. 3 

Satz 2 BayVwVfG Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Die Betroffene äußerte sich zum 

Antrag. 

 

4. Mit Schreiben vom 28.02.2024 beantragte die Antragstellerin, die Entscheidung über die Tektur 

D in zwei Planabschnitte aufzuteilen: Planabschnitt D1: Entscheidung über Teile der zusätzlich 

beantragten Baumfällungen und Planabschnitt D2: Restliche Maßnahmen gemäß Tektur D.  

Mit Änderungsplanfeststellungsbeschluss vom 28.02.2024 genehmigte die Regierung von  

Oberbayern die Planänderungen im Planabschnitt D1.  

 

5. Mit Schreiben vom 11.10.2024, eingegangen bei der Regierung von Oberbayern am  

24.10.2024, reichte die Antragstellerin ihre Rückäußerung zu den Stellungnahmen der Behörden, 

Vereinigungen und Privaten zum Planabschnitt D2 sowie eine Tektur der Planunterlagen  

für diesen Planabschnitt in Form der Tektur D2 ein. 
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6. Die Regierung von Oberbayern hörte auch zu diesem Änderungsantrag verschiedene in  

ihrem Aufgabenbereich betroffene Behörden, unter anderem die Landeshauptstadt München und 

das Eisenbahn-Bundesamt, an und beteiligte hausintern unter anderem die technische Aufsichts-

behörde.  

Die beteiligten Institutionen äußerten sich auch zu diesem Tekturantrag. Zusätzlich wurden auch 

zur Tektur D2 unter anderem die durch die Änderung der Bauwerkspläne im Bereich der Halte-

stelle Laim Bahnhof in geänderter Weise grundstücksbetroffene private Gesellschaft DB AG – DB 

Immobilien Region Süd – unter Übersendung der Planunterlagen von der Planänderung infor-

miert und es wurde ihr gemäß § 29 Abs. 1a PBefG i. V. m. Art. 73 Abs. 3 Satz 2 BayVwVfG Ge-

legenheit zur Stellungnahme gegeben. Die Betroffene äußerte sich ebenfalls zum Antrag.  

 

7. Mit Schreiben vom 06.11.2024 beantragte die Antragstellerin, die Entscheidung über die Tektur 

D Planabschnitt 2 in erneut in zwei Plan-Unterabschnitte aufzuteilen: Planabschnitt D2.1: Ent-

scheidung über den Ersatzneubau des gesamten Brückenbauwerks Bw 170/3 zur Überführung  

der Fürstenrieder Straße über die Autobahn A 96 einschließlich eines als notwendige Folgemaß-

nahme erforderlichen Spartenbauwerks zur Unterquerung der Autobahn A 96 mit nahezu allen  

bisher im oder am Brückenbauwerk geführten Versorgungsleitungen sowie einer Netztrafostation  

am Friedrich-Brugger-Weg und Planabschnitt D2.2: Restliche Maßnahmen gemäß Tektur D. 

Mit Änderungsplanfeststellungsbeschluss vom 08.11.2024 genehmigte die Regierung von  

Oberbayern die Planänderungen im Planabschnitt D1.   

 

8. Mit Schreiben vom 13.05.2025, bei der Regierung von Oberbayern elektronisch eingegangen 

am 21.05.2025, nahm die Antragstellerin den Antrag aus Planabschnitt D2.2 auf Neufassung der 

Nebenbestimmung 2.2.12 zur Lage von Haltepositionen an bestimmten Haltestellen zurück, so 

dass aus der Tektur D Planabschnitt 2.2 letztendlich noch die Antragspunkte Neufassung der 

Nebenbestimmung 2.2.11 zur Inbetriebnahmevoraussetzung der Haltestelle Laim Bahnhof ein-

schließlich geringfügiger Änderung der Bauwerkspläne und die Genehmigung der Interimshalte-

stelle Ammerseestraße zur Entscheidung offen blieben. 

 

 

C. Beschreibung der Änderungen 

 

Gegenstand des Änderungsantrags ist zum einen, die Nebenbestimmung 2.2.11 des Planfeststel-

lungsbeschlusses vom 04.09.2023, welche bisher lautete „Die Straßenbahnhaltestelle Laim 

Bahnhof darf erst in Betrieb genommen werden, nachdem die zur Aufnahme der zusätzlichen 

Personenströme vorgesehene Zusatztreppe vom Zugangsbauwerk Ost der Umweltverbundröhre 

zum stadteinwärtigen Bahnsteig B des S-Bahnhofs Laim, die ebenfalls Bestandteil dieser Plan-

feststellung ist, in Betrieb genommen wurde“ umzuändern in „Die zur Aufnahme der zusätzlichen 

Personenströme vorgesehene Zusatztreppe vom Zugangsbauwerk Ost der Umweltverbundröhre 

zum stadteinwärtigen Bahnsteig B des S-Bahnhofs Laim, die ebenfalls Bestandteil dieser Plan-

feststellung ist, ist bis spätestens 5 Jahre nach Aufnahme des Straßenbahnbetriebes in der Um-

weltverbundröhre Laim, jedenfalls aber vor Inbetriebnahme der zweiten S-Bahn-Stammstrecke zu 

errichten und in Betrieb zu nehmen.“ Es soll also nicht, wie bisher, die Inbetriebnahme der in der 

Umweltverbundröhre liegenden Straßenbahnhaltestelle Laim davon abhängig gemacht werden, 

dass die Zusatztreppe zum S-Bahnsteig in Betrieb genommen wurde, sondern ausreichend ist 

die Inbetriebnahme der Treppe 5 Jahre nach Aufnahme des Straßenbahnbetriebes in der Um-
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weltverbundröhre oder, falls dies früher erfolgt, ab dem Zeitpunkt der Inbetriebnahme der zweiten 

S-Bahn-Stammstrecke.  

Zusätzlich wird die Planung für die Zusatztreppe geringfügig verändert. Aufzugsschacht und 

Treppenwangen der Zusatztreppe werden baulich entkoppelt. Nach der neuen Planung ist 

vorgesehen, die Treppe um die Breite der an den im Süden befindlichen Aufzug angrenzenden 

Treppenwange nach Norden abzurücken. Der untere Treppenantritt verschiebt sich um etwa eine 

Stufenbreite. Die Lage des Spundwandverbaus ändert sich nicht. 

Des Weiteren ist im Rahmen der Realisierung des planfestgestellten Vorhabens der Tram-

Westtangente eine abschnittsweise Inbetriebnahme von bereits fertiggestellten Streckenabschnit-

ten mit Anschluss an den Bestand vorgesehen. Der erste in Betrieb zu nehmende Abschnitt soll 

von der Agnes-Bernauer-Straße bis zur Ammerseestraße führen. Für den Interims-

/Bauzwischenzustand einer als Vorlaufbetrieb mit Fahrgastbedienung geplanten Linienführung 

Pasing Bahnhof – Agnes-Bernauer-Straße – Fürstenrieder Straße – Ammerseestraße – Gond-

rellplatz und der bisher aus Richtung der Haltestelle Stegener Weg zum Gondrellplatz führenden 

Linie ist eine gemeinsame Haltestelle westlich der Fürstenrieder Straße zwischen Schulmeierweg 

und Ammerseestraße für beide Fahrtrichtungen geplant. Dazu soll der südliche Bahnsteig der 

Bestandshaltestelle zu Lasten des anschließenden Grünstreifens um 18,50 m nach Westen ver-

längert und damit die Halteposition bei einer Nutzlänge von 36 m um etwa 26 m nach Westen 

verschoben werden. In der Gegenrichtung wird auf gleicher Höhe der bestehende Geh- und 

Radweg Schulmeierweg so umgebaut, dass dort eine Haltestelle in Fahrtrichtung Gondrellplatz 

eingerichtet werden kann. Das bestehende Geländer wird entfernt, entlang des Gleises ein Bord 

als Bahnsteigkante gesetzt und der bestehende Leistenstein zum Radweg durch eine Entwässe-

rungsrinne ersetzt. Damit ist ein Querschnitt mit einer Aufteilung 1,50 m Bahnsteig, 2,00 m Zwei-

Richtungs-Radweg und 2,20 m Gehbahn möglich. Die Bahnsteigoberfläche wird ab der Entwäs-

serungsrinne entlang der Bahnsteigkante mit einer Breite von 1,00 m zur Bahnsteigkante hin mit 

2 % ansteigend ausgeführt. Die Einstiegshöhe beträgt etwa 14 cm über Schienenoberkante, in 

der Gegenrichtung stadteinwärts 11 cm über Schienenoberkante. Auch auf der stadteinwärtigen 

Seite wird der Bahnsteigbelag zur Einstiegskante ansteigend mit 2 % ausgeführt. Dadurch ent-

steht entlang des im Bestand verbleibenden Bordes zur Ammerseestraße eine kleine Stufe mit 

etwa 6 bis 18 cm Höhe nach oben, die mit einem Geländer gesichert wird. Die Nutzbreite entlang 

der Bahnsteigkante beträgt auf dieser Seite etwa 2,15 m - Bahnsteig 2,40 m bis zur Rückkante 

Bordsteinprofil sowie 0,30 m Auftrittsbreite des Bordes abzüglich Schrammbord 0,50 m und etwa 

0,05 m Geländer. Auf einen vollständig barrierefreien Ausbau wird verzichtet, im Interimszustand 

werden jedoch Bodenindikatoren angebracht. Ebenso entfällt für die Nutzungsdauer des Inte-

rimszustands der Wetterschutz mit Sitzgelegenheiten. 

Unmittelbar östlich der Haltestelle wird eine signalisierte Querungsstelle zum Erreichen des südli-

chen Bahnsteiges angelegt. Der bisherige Bereich des südlichen Bahnsteigs östlich davon wird 

zurückgebaut, mit Leiteinrichtungen gegenüber dem Gleisbereich unter Berücksichtigung des 

Sicherheitsraums abgegrenzt und als verschwenkte Fahrbahn der Ammerseestraße hergestellt. 

Während der Erneuerung der östlichen Brücke über die Bundesautobahn A 96, bei der der ge-

samte Verkehr über die westliche Brücke über die A 96 geleitet wird, kann die stadteinwärtige 

Haltestelle einschließlich Querung noch an der bisherigen Position verbleiben, während die 

stadtauswärtige Haltestelle bereits als Bauzwischenzustand im Schulmeierweg erforderlich wird. 

Während der Erneuerung der Westbrücke ist dann für beide Richtungen der Bauzwischenzustand 

erforderlich. 

An den Gleisanlagen sind mit Ausnahme der Eindeckung im Querungsbereich keine Änderungen 

vorgesehen. Der Bauzwischenzustand ist für eine Dauer von etwa 3 Jahren bis zur Fertigstellung 
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des Ersatzneubaus der Brücke über die A 96 einschließlich der Verlängerung der Gleisanlagen 

der Tram-Westtangente nach Süden vorgesehen. Mit Inbetriebnahme der neuen Haltestellen 

nördlich und östlich der Kreuzung gemäß planfestgestellter Unterlage 3.12a und 3.12A.1E wer-

den die Haltestellen des Interimszustands außer Betrieb genommen und anschließend zurückge-

baut sowie der Grünstreifen mit Hecke südlich der Gleise wiederhergestellt. 

 

 

D. Unwesentliche Bedeutung der Planänderungen  

 

Gemäß Art. 76 Abs. 2 BayVwVfG kann die Planfeststellungsbehörde von einem Planfeststel-

lungsverfahren absehen, wenn die Planänderung nur von unwesentlicher Bedeutung ist und die 

Belange anderer nicht berührt werden.  

Vorliegend wird durch die beantragten Planänderungen nicht zusätzlich in Grundstücke Dritter 

eingegriffen.  

Es ergeben sich auch keine erhöhten Auswirkungen durch Emissionen. Zwar erhöhen sich durch 

den Betrieb der Interimshaltestelle Ammerseestraße die Schalleinwirkungen auf einzelne Gebäu-

de im Vergleich zum bisherigen Zustand, jedoch besteht für sämtliche dieser Gebäude bereits 

aufgrund der Nebenbestimmung 2.5.1 des Planfeststellungsbeschlusses vom 04.09.2023 An-

spruch auf passiven Schallschutz.  

Ein Fall von unwesentlicher Bedeutung liegt vor, wenn Umfang und Zweck des Vorhabens unver-

ändert bleiben sowie wenn zusätzliche, belastendere Auswirkungen von größerem Gewicht so-

wohl auf die Umgebung als auch hinsichtlich der Belange Einzelner nicht zu erwarten sind. Diese 

Anforderungen sind vorliegend erfüllt. Der Änderungsgegenstand umfasst nur einen kleinen Teil-

bereich des Gesamtvorhabens, der die allgemeine Zwecksetzung des Vorhabens im Übrigen 

unberührt lässt. Die Auswirkungen der Änderung sind auch nur von untergeordneter Bedeutung. 

Ein Absehen von einem neuen Planfeststellungsverfahren ist aus Gründen der Einfachheit und 

Zweckmäßigkeit des Verwaltungsverfahrens hier ermessensgerecht. 

 

 

E. Umweltauswirkungen des Vorhabens 

 

Im Planfeststellungsbeschluss vom 04.09.2023 hat die Regierung von Oberbayern eine Umwelt-

verträglichkeitsprüfung durchgeführt. Hinsichtlich des vorliegenden Antrags ergeben sich keine 

geänderten Auswirkungen auf die Schutzgüter des UVPG. 

In Frage kämen allenfalls Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch in Form von Lärmimmissio-

nen. Zwar erhöhen sich durch den Betrieb der Interimshaltestelle Ammerseestraße die Schal-

leinwirkungen auf einzelne Gebäude im Vergleich zum bisherigen Zustand, jedoch besteht für 

diese die Erhöhung bereits aufgrund des mit Planfeststellungsbeschluss vom 04.09.2023 geneh-

migten Endzustands. Eine von der Antragstellerin beauftragte gutachterliche Orientierungsrech-

nung kommt zu dem Ergebnis, dass aufgrund des dominierenden und von der Querungsstelle 

unbeeinflussten Straßenverkehrslärms der für die Beurteilung einer bauzeitlichen Maßnahme 

maßgebliche Summenpegel während der Nutzungsdauer der Querungsstelle um maximal 0,1 dB 

am Tag und 0,4 dB in der Nacht gegenüber dem Summenschallpegel für die auf Dauer angeleg-

te, planfestgestellte Situation ohne Querungsstelle ansteigt. Diese Werte liegen unterhalb der 

Wahrnehmungsgrenze. 

Insgesamt gesehen ergeben sich somit durch die beantragte Planänderung keine zusätzlichen 

oder anderen erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch. 
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Erhebliche Einwirkungen der Inhalte des vorliegenden Änderungsantrags auf umweltrelevante 

Gesichtspunkte liegen, auch unter Berücksichtigung der Wechselwirkungen, insgesamt gesehen 

weder im Vergleich zum Planfeststellungsbeschluss vom 04.09.2023 noch zum genehmigten Zu-

stand gemäß Änderungsplanfeststellungsbeschluss vom 28.02.2024 und Änderungsbescheiden 

vom 23.05., 13.06. und 31.07.2024 sowie Änderungsplanfeststellungsbeschlüssen vom 

08.11.2024 und 28.01.2025 und Änderungsbescheiden vom 03.03. und 27.05.2025 vor, so dass 

ihre umweltrelevanten Auswirkungen der Feststellung der geänderten Planunterlage nicht entge-

genstehen. Mit den beantragten Planänderungen sind insgesamt, wie die Fachstellenanhörung 

ergeben hat, keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen verbunden. Auf die Ausführun-

gen im Planfeststellungsbeschluss vom 04.09.2023 wird im Übrigen Bezug genommen. 

 

 

F. Planrechtfertigung 

 

Eine Planrechtfertigung ist gegeben, wenn für das beabsichtigte Vorhaben gemessen an den 

Zielsetzungen des jeweiligen Fachplanungsrechts ein Bedarf besteht, die geplante Maßnahme 

unter diesem Blickwinkel also erforderlich ist. Dies ist hier der Fall.  

Auf die Ausführungen im für das Gesamtvorhaben ergangenen Planfeststellungsbeschluss vom 

04.09.2023 der Regierung von Oberbayern wird insoweit verwiesen. 

Die beantragten Planänderungen haben sich als notwendig herausgestellt, um das Vorhaben 

einschließlich der notwendigen Folgemaßnahmen realisieren und zur Vermeidung weiterer Ver-

kehrs- und Immissionsbelastungen durch die Baustelle einen zügigen Bauablauf sicherstellen zu  

können.  

Wie die Antragstellerin hinsichtlich des Inbetriebnahmezeitpunkts der Straßenbahnhaltestelle 

Laim Bahnhof nachvollziehbar ausgeführt hat, wurde im Anhörungsverfahren zum Planfeststel-

lungsbeschluss vom 04.09.2023 festgestellt, dass für den Prognosehorizont 2030 mit Betrieb der 

ersten und zweiten S-Bahn-Stammstrecke die Treppenkapazitäten am Zugangsbauwerk Ost zum 

stadteinwärtigen Bahnsteig B des S-Bahnhofs Laim bereits im Fall ohne Tram-Westtangente 

nicht mehr auskömmlich sind. Durch den gleichzeitigen Betrieb der Tram-Westtangente und bei-

der S-Bahn-Stammstrecken vergrößert sich das Defizit dann weiter. Es wurde für den Progno-

sehorizont 2030 eine fehlende Treppenbreite von 0,4 m im Fall ohne Tram-Westtangente und 1,2 

m im Fall mit Tram-Westtangente gegenüber der vormals auf Basis des Prognosehorizontes 

2025 durch das Eisenbahn-Bundesamt für die zweite S-Bahn-Stammstrecke planfestgestellten 

Treppenbreite von 3,6 m ermittelt. Dem wurde durch Vergrößerung der Treppenkapazität mit der 

im Planfeststellungsbeschluss vom 04.09.2023 in den planfestgestellten Unterlagen 6.10.1 und 

6.10.2 genehmigten Planung der Zusatztreppe zum Bahnsteig B um die Mindesttreppenbreite 

von 1,60 m zuzüglich Handlauf und Kehrrinne Rechnung getragen. Da aber inzwischen bekannt 

ist, dass die zweite Stammstrecke erst in der zweiten Hälfte der 2030er Jahre in Betrieb gehen 

wird, ist eine Bindung der Inbetriebnahme der Haltestelle Laim Bahnhof der Tram-Westtangente 

an das Vorhandensein der Zusatztreppe zum Bahnsteig B nicht erforderlich, es reicht eine Ver-

pflichtung zur Fertigstellung der Treppe vor Inbetriebnahme der zweiten S-Bahn-Stammstrecke. 

Hierzu enthält die von der Antragstellerin vorgelegte Unterlage 11.2.1d Verkehrstechnische Un-

tersuchung Dimensionierung Station Laim Zugang Umweltverbundröhre Bahnsteig B über eine 

Rückrechnung von aktuellen Werten zum Jahr 2035 auf das Prognosejahr 2030 für einen Zu-

stand kurz nach Inbetriebnahme der Tram-Westtangente folgende Erkenntnisse: 

Ausgehend von der zulässigen Bemessungsnachfrage in Personen je 15 min und dem Anteil der 

Aussteigernachfrage aus der S-Bahn am Zugangsbauwerk Ost - Bahnsteig B - an der Ta-
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gesnachfrage der gesamten S-Bahn-Station von 2 % ergibt sich für die Bahnsteigzugänge ohne 

die in Rede stehende Zusatztreppe eine zulässige Tagesbelastung für den S-Bahnhof Laim 2030 

von 79.500 Fahrgästen. Das Ergebnis entspricht dem Prognosewert 2035 für den S-Bahnhof 

Laim ohne zweite S-Bahn-Stammstrecke und mit Tram-Westtangente. Hinsichtlich der Inbetrieb-

nahme der Tram-Westtangente durch die Umweltverbundröhre rechnet die Antragstellerin mit 

einer Inbetriebnahme um das Jahr 2030. 

Ausgehend vom aktuellen Prognosehorizont 2035 wird bei einer aktuellen Prognose für das Jahr 

2030 keine höhere Stationsbelastung für den S-Bahnhof Laim erwartet bei sonst gleichen Rand-

bedingungen. Bei Annahme einer jährlichen Nachfrageänderung von 1 %, hier in der Rückwärts-

rechnung als Rückgang von 2035 auf 2030, wird eine Stationsbelastung für den S-Bahnhof Laim 

von maximal 76.000 Fahrgästen pro Werktag für 2030 erwartet. 

Damit ist zum angestrebten Inbetriebnahmezeitpunkt der Tram-Westtangente vor Inbetriebnahme 

der zweiten S-Bahn-Stammstrecke die Verkehrsnachfrage für den S-Bahnhof Laim noch unter-

halb der maximal zulässigen Tagesnachfrage für das Zugangsbauwerk Ost ohne die geplante 

Zusatztreppe mit ausreichender Reserve für eine von der Antragstellerin geplante Umsetzungs-

frist zur Errichtung der Treppe bis maximal 5 Jahre nach Inbetriebnahme der Tram-Westtangente, 

jedenfalls aber vor Inbetriebnahme der zweiten S-Bahn-Stammstrecke. 

Nach intensiven Prüfungen, ob der Bau der Treppe in den aktuellen Bauablauf der Umweltver-

bundröhre und des S-Bahnhofs Laim integriert werden kann, zuletzt erneut geprüft nach der Ver-

schiebung des Bauablaufs durch Verzögerungen bei der Inbetriebnahme des Gleises 1 neu am 

S-Bahnhof Laim im April 2023, wurde seitens der DB Netz AG mitgeteilt, dass dies durch das 

durch die Zusatztreppe bedingte höhere Bauvolumen während der von den langfristig eingetakte-

ten Gleissperrungen für die Teilinbetriebnahmen des S-Bahnhofs Laim fixierten Bauphasen nicht 

realistisch umsetzbar sei. Lediglich die von der Regierung von Oberbayern bereits als Vorab-

maßnahme nach § 28 Abs. 3a PBefG genehmigten und zwischenzeitlich planfestgestellten Ver-

bau- und Anschlussarbeiten können und sollen im mindestnotwendigen Umfang in den laufenden 

Baubetrieb integriert werden. 

Daher ist aktuell von der Antragstellerin vorgesehen, den Bau der Zusatztreppe unmittelbar in 

Anschluss an die Fertigstellung des S-Bahnhofs Laim zu vollziehen, wobei betrieblich bei der S-

Bahn der Zustand während der letzten Bauphase mit Betrieb an der bereits fertiggestellten Bahn-

steigkante des Bahnsteigs B - Gleis 3 neu - und zumindest zeitweiser Sperrung des Gleises 4 

neu, gegebenenfalls Betrieb und Sperrung von Gleis 3 und 4 im Wechsel, fortgesetzt werden 

könnte. Dieses Vorgehen erzeugt nach Prüfung der Antragstellerin die größtmöglichen Synergien 

aus dem Bau der Umweltverbundröhre mit Neubau des S-Bahnhofs Laim und dem Bau der Zu-

satztreppe zum Bahnsteig B. Da die Fertigstellung des letzten Baublocks im Rohbau der Umwelt-

verbundröhre die Voraussetzung sowohl für die Errichtung der Bahnsteig- und Gleisanlagen von 

Gleis 4 neu des S-Bahnhofs Laim über der Umweltverbundröhre als auch für die Straßenbahn-

Gleisanlagen und die technische Gebäudeausstattung in der Umweltverbundröhre ist, kann wäh-

rend der Fertigstellung der S-Bahn-Anlagen auch an den Straßenbahnanlagen und der techni-

schen Gebäudeausstattung gearbeitet werden. Da aber der Innenausbau der Umweltverbundröh-

re bis zur Inbetriebnahmereife der Tram nach derzeitigem Stand der Bauablaufplanung länger 

dauert als der Abschluss der letzten Bauphase des S-Bahnhofs, jedoch früher fertiggestellt wer-

den kann als die Zusatztreppe, wäre es unverhältnismäßig, die Inbetriebnahme der betriebsberei-

ten Straßenbahnhaltestelle künstlich zu verzögern mit der Begründung, dass die objektiv zu die-

sem Zeitpunkt für die Abwicklung der mittelfristig anstehenden Fahrgastzahlen nicht erforderliche 

Treppe noch nicht fertiggestellt wäre. Die beantragte Fristsetzung für die Errichtung und Inbe-

triebnahme der Treppe ist ein milderes und ausreichendes Mittel, um die Errichtung der Zusatz-
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treppe ausreichend frühzeitig zu gewährleisten, so dass die Treppe zur Verfügung steht, wenn es 

die Fahrgastmengen nach Inbetriebnahme der zweiten S-Bahn-Stammstrecke objektiv erfordern. 

Die geringfügige Änderung der Pläne für die Zusatztreppe dient der Entkoppelung von Aufzugs-

schacht und Treppenwangen der Zusatztreppe, da sich in der Ausführungsplanung herausgestellt 

hat, dass die Vorhaltung der Anschlüsse für die spätere Fortsetzung der Treppenwand bei integ-

raler Bauweise von Treppe und Aufzugsschacht sich sehr nachteilig für die Herstellung der Ab-

dichtung des Bauwerks darstellt. Die Verschiebung des unteren Treppenantritts dient dazu, den 

Übergangsbereich vom Zugangsbauwerk Ost zum Treppenbauwerk statisch zu optimieren. 

Hinsichtlich der Interimshaltestelle Ammerseestraße ist das Konzept der Antragstellerin, aufgrund 

baubedingter Verzögerungen beim Neubau der Brücke über die Autobahn A 96 und der Umwelt-

verbundröhre im Interesse einer baldmöglichen Wirksamkeit der Verbesserungen durch die Stre-

cke für den öffentlichen Personennahverkehr eine abschnittsweise Inbetriebnahme von bereits 

fertiggestellten Streckenabschnitten mit Anschluss an den Bestand vorzusehen, nachvollziehbar. 

Auch gibt es Bedarf für eine provisorische Verkehrsführung im Rahmen der Erneuerung der Brü-

cke über die A 96, die in den Haltestellenbereich der in Richtung stadteinwärts liegenden beste-

henden Haltestelle Ammerseestraße eingreift. 

Die für die gegenständlichen Änderungsanträge von der Antragstellerin dargelegten Begründun-

gen sind schlüssig und können nach Anhörung der betroffenen Träger öffentlicher Belange bestä-

tigt werden.  

 

 

G.  Planungsgrundsätze, Abwägung 

 

Die Barrierefreiheit der Interimshaltestelle Ammerseestraße ist ausreichend. Soweit technisch 

möglich und mit den Anforderungen der BOStrab vereinbar, sollen an der Interimshaltestelle zu-

sätzlich Wetterschutz- und Sitzmöglichkeiten angeboten werden. Dies wird durch die Nebenbe-

stimmung 3. dieses Änderungsbescheids festgesetzt und dem Zustimmungsverfahren nach § 60 

BOStrab überlassen. 

Gegenstand des Antrags hinsichtlich der Interimshaltestelle Ammerseestraße ist die vorüberge-

hende Verlegung, bauliche Umgestaltung und Herstellung der Bahnsteige für die Bauzeit der 

Tram-Westtangente, bevor der mit Planfeststellungsbeschluss vom 04.09.2023 festgestellte Zu-

stand endgültig hergestellt werden kann. Da die der Querungsstelle mit Veränderung der Gleis-

eindeckung nächstgelegenen Anwesen Schulmeierweg 2 und Reindlstraße 67 und 69 ohnehin 

bereits Anspruch auf passiven Schallschutz aus der bestehenden Planfeststellung haben, ist si-

cherzustellen, dass der passive Schallschutz für diese drei Anwesen, jeweils an der Südfassade, 

bereits während der Nutzungsdauer der Interimshaltestelle von den Anspruchsberechtigten reali-

siert werden kann. Aus diesem Grund wird die Nebenbestimmung 4. dieses Änderungsbescheids 

festgesetzt. 

Hinsichtlich der Belange des Bahnbetriebs und der Eisenbahninfrastruktur DB AG haben die Ne-

benbestimmungen 2.2.13 bis einschließlich 2.2.31 des Planfeststellungsbeschlusses vom 

04.09.2023 weiterhin Gültigkeit. 

Detaillierte Pläne zur Verlegung von Entwässerungsleitungen und zu Bodenindikatoren hat die 

Antragstellerin im Zustimmungsverfahren nach § 60 BOStrab vorzulegen.  

Die Festsetzung weiterer Nebenbestimmungen zu den von der Antragstellerin beantragten Ände-

rungen zur Berücksichtigung öffentlicher oder privater Interessen ist nicht erforderlich. 
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H. Gesamtergebnis 

 

In der im Planfeststellungsverfahren zu leistenden Abwägung der öffentlichen Belange in betrieb-

licher, baulicher, verkehrlicher und wirtschaftlicher Hinsicht sowie der öffentlichen und privaten 

Belange untereinander überwiegen die öffentlichen Belange zugunsten der Planänderung. 

Eine zusätzliche Inanspruchnahme von Grundstücken von privaten Anliegern erfolgt nicht.  

Die beantragten Änderungen haben sich als notwendig und in der Abwägung vorzugswürdig her-

ausgestellt, um das Vorhaben einschließlich der notwendigen Folgemaßnahmen bestmöglich und 

nach den geltenden Regeln der Technik realisieren und zur Vermeidung weiterer Verkehrs- und 

Immissionsbelastungen durch die Baustelle einen zügigen Bauablauf sicherstellen zu  

können. Insgesamt gesehen sind durch die genehmigten Maßnahmen unter Maßgabe der fest-

gesetzten Nebenbestimmungen keine erheblichen negativen Auswirkungen auf den Naturhaus-

halt und weitere Schutzgüter zu erwarten. 

Die Planänderung kann daher im öffentlichen Interesse wie beantragt genehmigt werden. 

 

 

I. Kosten 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 28, 56 PBefG i. V. mit Art. 1, 2 Abs. 1 Satz 1 des Kosten-

gesetzes (KG). Die Gebührenhöhe richtet sich nach Art. 6 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 KG. i. V. 

mit der Tarif-Nr. 5.II.6/8.3.2 der Anlage zu § 1 der Verordnung über den Erlass des Kostenver-

zeichnisses zum Kostengesetz (KVz). In Anbetracht des mit der Planänderung verbundenen 

Verwaltungsaufwands wird die Mittelgebühr des vorgegebenen Rahmens angesetzt. Die Ausla-

gen werden aufgrund von Art. 10 Abs. 1 Nr. 2 KG erhoben. 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Änderungsbescheid kann Klage erhoben werden. Die Klage muss schriftlich in-

nerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieses Bescheides beim Bayerischen Verwaltungs-

gerichtshof in München, Ludwigstraße 23, 80539 München (Postanschrift: Postfach 34 01 48, 

80098 München), erhoben werden. Die Klage kann beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof 

auch elektronisch nach Maßgabe der der Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

(www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. In der Klage muss der 

Kläger, der Beklagte (Freistaat Bayern) und der Gegenstand des Klagebegehrens bezeich-

net werden, ferner soll ein bestimmter Antrag gestellt und sollen die zur Begründung dienenden 

Tatsachen und Beweismittel angegeben werden. Der Klageschrift soll dieser Änderungsbescheid 

beigefügt werden (in Urschrift, in Abschrift oder in Ablichtung), ferner zwei Abschriften oder Ab-

lichtungen der Klageschrift für die übrigen Beteiligten.  

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 

rechtlichen Wirkungen! 

- Seit 01.01.2022 muss der in § 55d der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) genannte Perso-

nenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  

- Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz der Bayeri-

schen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen. 

- Kraft Bundesrechts ist bei Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 01.07.2004 
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grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten. 

 

Hinweise zur sofortigen Vollziehung: 

Die Anfechtungsklage gegen diesen Änderungsbescheid hat keine aufschiebende Wirkung, § 29 

Abs. 6 Satz 2 PBefG. Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungs-

klage gegen den vorstehenden Änderungsbescheid nach § 80 Abs. 5 VwGO kann nur innerhalb 

eines Monats nach Zustellung dieses Bescheids bei dem oben genannten Gericht gestellt und 

begründet werden. Treten später Tatsachen ein, die die Anordnung der aufschiebenden Wirkung 

rechtfertigen, so kann der durch diesen Bescheid Beschwerte einen hierauf gestützten Antrag 

nach § 80 Abs. 5 VwGO innerhalb einer Frist von einem Monat stellen. Die Frist beginnt in dem 

Zeitpunkt, in dem der Beschwerte Kenntnis von den Tatsachen erlangt (§ 29 Abs. 6 PBefG). 

 

 

 

Possart 

Regierungsdirektor 

 

 


